Gemeinde Ranggen
Ranggen, am 09.10.2006

N i e d e r s c h r i f t

über die 24. Sitzung des Gemeinderates am 09.10.2006
im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes

Beginn:
20.00 Uhr

Ende:
22.50 Uhr

Anwesend:
Bgm. Manfred Spiegl

als Vorsitzender


Vzbgm. Markus Baumann

GR Stefan Kuprian


GR Markus Scheiring 

GR Dr. Walter Seidenbusch

GR Stefan Heiß

GR Stefan Nothdurfter


GR Bernhard Warchola

GR Hermann Mair 

GR Helene Maizner


Schriftführer:
Martin Falkner
Entschuldigt:

GR Magnus Gratl
T A G E S O R D N U N G

1. Genehmigung der Niederschrift der Gemeinderatssitzung vom 07.08.2006
2. Vergabe von Baugrundstück bei Pfarrwiese (Pakfeifer Thomas)

3. Weitere Vorgangsweise Pfarrwiese

4. Mehrkosten Asphaltierungen

5. Ansuchen um Verlängerung Zuschuss Nahversorger
6. Ansuchen Baukostenzuschuss (Sonja und Martin Dag)

7. Neuverpachtung Cafe Grünspecht

8. Allgemeiner und ergänzender Bebauungsplan für Gp. 408/3

9. Beschluss Kanalgebührenordnung

10. Beschluss Kanalordnung

11. Hebesätze

12. Neue Straßenbezeichnung für Gebiet Pfarrwiese
13. Bericht des Bürgermeisters

14. Anträge, Anfragen und Allfälliges
B E S C H L Ü S S E

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung.

Auf Antrag von Bgm. Spiegl wird als weiterer Tagesordnungspunkt aufgenommen:

· Beschluss Friedhofsordnung als TGO-Pkt. 15
TGO-Pkt. 1:
Die Niederschrift der 23. Gemeinderatssitzung vom 07.08.2006 wird einstimmig genehmigt.
TGO-Pkt. 2:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Vergabe von einem Baugrundstück der Pfarrwiese vorzunehmen:

	Gp.
	Name

	353/4
	Thomas Pakfeifer, Obere Gasse 1, 6175 Ranggen
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Des weitren spricht sich der Gemeinderat einstimmig dafür aus, dass die Planung nicht vom Planungsbüro Teamk2 erfolgen muss.
TGO-Pkt. 3:
Bgm. Spiegl informiert, dass zur weiteren Verbauung der Pfarrwiese erst der nächste Abschnitt umgewidmet und ein ergänzender Bebauungsplan erstellt werden muss.
Es ist bereits ein Ansuchen zum Ankauf der Gp. 353/8 beim Gemeindeamt eingegangen.

Der Gemeinderat spricht sich einstimmig dafür aus, dass keine weitere Vergabe von Grundstücken erfolgt, bevor nicht die erste Bebauungsphase abgeschlossen ist, d.h. bis dass das Grundstück 353/6 verkauft ist.

Für die zweite Bauphase werden folgende Parzellen von Freiland in Wohngebiet umgewidmet:
353/8, 353/9, 353/10, 353/11, 353/12, 353/13, 353/14 und 353/15

Der ergänzende Bebauungsplan wird bei Bedarf in Auftrag gegeben.
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TGO-Pkt. 4:
Bgm. Spiegl berichtet, dass im Zuge der Asphaltierungsarbeiten im Ortsgebiet auch Asphaltierungen der Hauptstraße (von Magnuskapelle bis zur Abzweigung Oberanger) durchgeführt wurden.
Dazu wurde von der Firma TEERAG-ASDAG AG, Niederlassung Tirol, 6175 Kematen ein Angebot eingeholt.

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Vergabe der Asphaltierungsarbeiten zum Preis von € 19.867,00 exkl. MWSt. an o.a. Firma.

Des Weiteren beschließt der Gemeinderat einstimmig die Haushaltsüberschreitung. Die Bedeckung erfolgt über Einsparungen im Budget und Umschichtungen.
TGO-Pkt. 5:
Das Ansuchen von Nah & Frisch - Triendl Sabine wird vollinhaltlich verlesen.

Leider kaufen viele Rangger Bürger nicht bei Nah & Frisch Triendl ein.

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Verlängerung des Zuschusses für ein weiteres Jahr. Somit erhält Frau Triendl monatlich von Oktober 2006 bis September 2007 € 435,-.

Der Zuschuss ist notwendig, damit das Geschäft weiter bestehen kann.

TGO-Pkt. 6:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Gewährung eines Baukostenzuschusses in der Form einer 30 %-igen Ermäßigung des Erschließungsbeitrages für Dag Sonja und Martin betreffend der Bebauung des Grundstückes Gp. 353/7.

TGO-Pkt. 7:
Bgm. Spiegl berichtet, dass sich auf das Rundschreiben der Gemeinde Ranggen zur Neuverpachtung des Cafe Grünspechts folgende drei Pachtinteressenten gemeldet haben:
· Mader Hansjörg mit Wahrstätter Wolfgang

· Plazza Hans Peter
· Mucher Wolfgang (hat die Bewerbung zurückgezogen)

Die Bewerbungsschreiben werden vollinhaltlich verlesen.

Bgm. Spiegl informiert, dass er beide Bewerber gebeten hat, sich persönlich dem Gemeinderat vorzustellen.
Herr Mader Hansjörg und Herr Wolfgang Wahrstätter haben darauf verzichtet.

Herr Hans Peter Plazza hat sich vor Sitzungsbeginn dem Gemeinderat persönlich kurz vorgestellt und schilderte wie er sich den Betrieb des Cafes Grünspecht vorstellen würde. Etwaige Fragen des Gemeinderates wurden beantwortet.

Auf Anfrage von Bgm. Spiegl spricht sich der Gemeinderat einstimmig für eine geheime Abstimmung aus.
Die Gemeinderäte werden gebeten den Bewerber ihrer Wahl auf den Abstimmungszettel zu schreiben und diesen anschließend in die Wahlurne zu werfen.

Zur Vergabe der Verpachtung des Cafes Grünspecht fallen 8 Stimmen auf Herrn Hans Peter Plazza und 2 Stimmen auf die Herren Hansjörg Mader und Wolfgang Wahrstätter.
Somit wird das Cafe Grünspecht an Herrn Hans Peter Plazza verpachtet.

TGO-Pkt. 8:
Bgm. Spiegl informiert, dass zur Erstellung des allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplanes diverse Erhebungsarbeiten für das Grundstück Gp. 408/3 von Seiten des Bauwerbers noch ausständig sind und daher dieser Tagesordnungspunkt vertagt werden muss.
TGO-Pkt. 9:
Da noch verschiedene Änderungen notwendig sind, wird der Tagesordnungspunkt vertagt.
TGO-Pkt. 10:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Kanalordnung:
Kanalordnung der Gemeinde  Ranggen 2006
Verordnung

Der Gemeinderat der Gemeinde Ranggen hat mit Beschluss vom 09.10.2006 aufgrund der Ermächtigung des § 4 des Tiroler Kanalisationsgesetzes 2000 (TiKG 2000), LGBl Nr. 1/2001, folgende Kanalordnung beschlossen:

§ 1 Anschlussbereich

Der Anschlussbereich für Abwässer und für Niederschlagswässer wird in der Weise festgelegt, dass der horizontal zu messende Abstand zwischen der Achse des jeweiligen Sammelkanals und der Grenze des Anschlussbereiches mit 80 Metern festgesetzt wird.

§ 2 Anschlusspflicht

1. Hinsichtlich der Abwässer besteht die Anschlusspflicht im gesamten Anschlussbereich, und zwar auch dann, wenn das Niveau des Sammelkanals höher liegt als die private Entwässerungsanlage.

2. In jenen Bereichen des Gemeindegebietes wo Niederschlagswasserkanäle vorhanden sind, besteht die Anschlusspflicht auch hinsichtlich der Niederschlagswässer.

§ 3 Art und Lage der Trennstelle

1. Art der Trennstelle:

Die Trennstelle ist eine gedachte Schnittfläche zwischen dem Anschlusskanal und der Grundleitung.

2. Lage der Trennstelle:

Ist die öffentliche Kanalisationsanlage in einer öffentlichen Straße verlegt, befindet sich die Trennstelle an der Grenze der öffentlichen Straße.

Ist die öffentliche Kanalisationsanlage in einer Privatstraße verlegt, befindet sich die Trennstelle an der Grenze der Privatstraße.

Ist die öffentliche Kanalisationsanlage in einem Grundstück verlegt, das weder eine öffentliche Straße noch eine Privatstraße ist, befindet sich die Trennstelle in einem Abstand von 1,0 m beiderseits der Kanalachse.

§ 4 In-Kraft-Treten
Diese Verordnung tritt nach Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft.
§ 5 Außer-Kraft-Treten

Mit dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung treten alle bisher beschlossenen Kanalordnungen außer Kraft.

TGO-Pkt. 11:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Hebesätze für das Jahr 2007 laut Beilage.

Die Kundmachung der Hebesätze wird aufgrund des Umfanges nicht in das Protokoll aufgenommen, kann aber im Gemeindeamt eingesehen werden.

Die Wasser- und Kanalbenützungsgebühren beziehen sich auf den Wasserzählerablesezeitraum.

TGO-Pkt. 12:
Der Gemeinderat beschließt einstimmig gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bezeichnung von Verkehrsflächen und Nummerierung von Gebäuden idF: LGBl.Nr. 111/2001 (in Folge kurz Geb VerkBezG) für die Grundstücke 353/3, 353/4, 353/5, 353/6, 353/7, 353/8, 353/9, 353/10, 353/11, 353/12, 353/13, 353/14, 353/15, 353/16, 353/17, 353/18, 353/19, 353/20, 353/21 und353/22 die Ortsteilbezeichnung „Pfarrwiese“ zu verwenden. Die Nummerierung der Gebäude erfolgt gemäß § 4 Abs. 3 des Geb VerkBezG idF: LGBl.Nr. 111/2001.
Gemäß § 7 des Geb VerkBezG idF: LGBl.Nr. 111/2001 wird dem Vermessungsamt, dem Grundbuchsgericht und dem Finanzamt die Verordnung nach § 1 überdies der Bezirksverwaltungsbehörde und der Post- und Telegraphendirektion für Tirol und Vorarlberg bekannt gegeben.

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2007 in Kraft.

TGO-Pkt. 13 Bericht des Bürgermeisters:
· Bgm. Spiegl berichtet, dass für das Gemeindeamt ein neuer Bodenbelag notwendig ist. Es wurden zwei Angebote mit verschiedenen Bodenbelägen eingeholt. Der Gemeinderat spricht sich einstimmig dafür aus, dass die Fa. Tischlerei Kofler, Obere Gasse 30, 6175 Ranggen den Austausch des Bodenbelages zum Preis von € 1.866,98 inkl. MWSt. laut vorliegendem Angebot durchführt.
· Bgm. Spiegl berichtet, dass die Gemeinderevision der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck am 27.09.2006 eine überörtliche Prüfung der Kasse der Gemeinde Ranggen durchgeführt hat. Der Bericht wird vollinhaltlich verlesen. Der Vergleich des Kassen-Ist-Bestandes mit dem Soll-Bestand des Finanzverwalters Falkner Martin ergab die volle Übereinstimmung. Ebenso ergaben die Überprüfung der Geldverwaltungsstellen von Mann Elisabeth und Martin Falkner in beiden Fällen die volle Übereinstimmung.
· Bgm. Spiegl informiert, dass die Sanierung des Omesbergweges abgeschlossen worden ist.

· Die Gemeinde Ranggen hat von der Pfarre Ranggen eine Dankesurkunde für die Unterstützung zur Errichtung des Besinnungsweges erhalten.

· Bgm. Spiegl informiert den Gemeinderat über ein Schreiben von Herrn Rathgeb Florian betreffend der Erweiterung des Handymastens im Bereich Greit. Bgm. Spiegl wird Informationen in dieser Angelegenheit einholen.
· Bgm. Spiegl informiert, dass Herr Rauter vom Außerdorf auf Drängen von Bgm. Spiegl nun seine Gartenmauer 15 cm hinter der Grundstücksgrenze errichtet hat und nicht wie geplant 3 cm.
· Bgm. Spiegl informiert, dass in Itzlranggen das Grundstück Gp. 843 verkauft wurde. Es wird geplant das Grundstück zu teilen und jeweils ein Einfamilienhaus mit Garage zu errichten. Der dazu notwendige Entwurf für den Bebauungsplan wurde vom Raumplaner bereits ausgearbeitet. Die Bauansuchen wurden bereits bei der Gemeinde eingereicht. Im örtlichen Raumordnungskonzept der Gemeinde Ranggen wurde zur Freigabe von Bauplätzen unter § 4 Abs. 2 lit. d vorgeschrieben, dass für den Planungszeitraum von zehn Jahren maximal 2,2 ha Nettobauland freigegeben werden. Dies bedeutet, dass pro Jahr maximal 0,22 ha 
( = 2.200 m²) zur Verbauung gelangen. Im Jahr 2006 wurden bereits 3.457,45 m² freigegeben. Im Jahr 2006 wird nur noch der Bebauungsplan von der Familie Schallenmüller für das Grundstück Gp. 408/3 beschlossen. Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass im Jahr 2006 noch ein Grundstück mit einem Bebauungsplan versehen wird. Im Jahr 2007 soll pro Ansuchenden ein Grundstück einen Bebauungsplan bekommen.

TGO-Pkt. 14 Anträge, Anfragen und Allfälliges:

· GR Warchola informiert in der Funktion als Kassenüberprüfungs-ausschussobmann, dass am 06.09.2006 eine Kassaprüfung stattgefunden hat. Verschiedene Fragen werden vom Bgm. sofort beantwortet bzw. einige Antworten werden noch nachgereicht.
· GR Hermann Mair fragt nach, wer die Errichtung des Zaunes beim Dorfplatz beauftragt hat. Bgm. Spiegl informiert, dass dies von Dipl.-Ing. Gruber vom Amt der Tiroler Landesregierung besprochen und so empfohlen wurde. Der Zaun dient zum Schutz der Kinder am Gehweg.
· GR Markus Baumann informiert, dass bei ihm mehrere Beschwerden zum gegenüber der Schottergrube Derfeser liegenden Hundeabrichtplatz eingegangen sind. Bgm. Spiegl informiert, dass er mit Bgm. Ewald Spiegl von Oberperfuss in dieser Angelegenheit gesprochen hat, da sich der Abrichtplatz auf Oberperfer Gemeindegebiet befindet. Dieser hat berichtet, dass die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck diesen Platz genehmigt hat. Vzbgm. Markus Baumann wird versuchen mit dem Pächter ein klärendes Gespräch zu führen. Sollte dieses Gespräch zu keinem Erfolg führen, müssten weitere Schritte überlegt werden.
TGO-Pkt. 15: (aufgenommen)
Bgm. Spiegl berichtet, dass die vom Gemeinderat am 28.06.2006 beschlossene Friedhofsordnung und Friedhofsgebührenordnung zur Verordnungsprüfung an das Amt der Tiroler Landesregierung gesendet wurde.

Die Schreiben der Abteilung Gemeindeangelegenheiten und der Abteilung Gesundheitsrecht werden vollinhaltlich verlesen.

Aus der Sicht der Abteilung Gesundheitsrecht sind einige Änderungen notwendig. Damit die neue Friedhofsordnung aus sozusagen „einem Guss“ besteht, wird die gesamte Friedhofsordnung noch einmal vom Gemeinderat einstimmig beschlossen.

FRIEDHOFSORDNUNG der GEMEINDE RANGGEN

Laut Gemeinderatsbeschluss vom 09.10.2006
Auf Grund des § 33 Abs. 3 des Gemeindesanitätsdienstgesetzes 1952, i.d.F. LGBl. Nr. 83/2003 sowie des § 18 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, i.d.F. LGBl. Nr. 90/2005, hat der Gemeinderat der Gemeinde Ranggen in seiner Sitzung vom 09.10.2006 folgende Friedhofsordnung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Der auf den Grundparzellen  74, 27, 28, 29 und 32 der KG Ranggen liegende Friedhof ist zum Teil Eigentum der Pfarre St. Magnus (alter Teil) und zum Teil im Eigentum der Gemeinde Ranggen.

Auf Grund der Vereinbarung zwischen der Gemeinde und der „römisch katholischen Pfarrkirche zum Heiligen Magnus“ in Ranggen bildet der Friedhof eine Einheit. Die gegenständliche Friedhofsordnung gilt für den gesamten Friedhof.

§ 2

1) Die Verwaltung und Beaufsichtigung des gesamten Friedhofes und des Bestattungswesens obliegt der Gemeinde (Friedhofsverwaltung.)

2)
Insbesondere hat die Gemeinde einen Plan mit sämtlichen Grabstellen anzulegen und ein Verzeichnis aller im Friedhof Beerdigten mit Geburts-, Sterbe- und Beerdigungsdaten sowie der Angabe des Grabplatzes und aller Um- und Tiefbettungen zu führen.

§ 3

1)
Der Friedhof dient der Beisetzung von Leichen (Leichenteile) und Urnen von Personen, die


a)
bei ihrem Tode in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz oder ihren Aufenthalt hatten



oder


b)
im Gemeindegebiet aufgefunden wurden oder


c)
ein Anrecht auf Beisetzung nach § 12 in eine Grabstätte des Friedhofes hatte.

2) 
Für die Bestattung anderen Personen bedarf es einer besonderen Bewilligung des 


Bürgermeisters.

§ 4

Beerdigungen auf dem Friedhof sind sofort nach dem Tode bei der Gemeinde 

anzumelden und dürfen nur auf Grund eines von dieser ausgestellten Grabstättenzu-

weisungsnachweises (Anlage 1 = Grabstättenplan dieser Friedhofsordnung) durchgeführt werden. Die nötigen Unterlagen sind vom Bestattungsunternehmen oder von Angehörigen des Verstorbenen zur Erlangung dieser Bescheinigung vorzulegen.

II. Ordnungsvorschriften

§ 5

Der Friedhof ist dauernd geöffnet.

§ 6

Die Besucher des Friedhofes haben sich ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Personen ist Folge zu leisten. Kinder unter sechs Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.

§ 7

Innerhalb des Friedhofes ist verboten:

· die Benützung von Fahrzeugen

· das Mitnehmen von Tieren

· das Spielen, Lärmen und Rauchen
· das Verteilen von Druckschriften, die dem Ernst, der Pietät, der Würde oder der widmungsgemäßen Benützung des Ortes widersprechen

· das Feilbieten von Waren und das Anbieten von Diensten aller Art

· das Pflücken von Blumen und Sträuchern

· das Ablagern von Abfällen an anderen als den dafür vorgesehenen Plätzen
§ 8

Gewerbliche Arbeiten von Steinmetzen, Kunstschmieden, Gärtnern etc. sind bei der Gemeinde (=Friedhofsverwaltung) anzuzeigen. Die angezeigten Arbeiten können untersagt werden, wenn der Gewerbetreibende gegen die Friedhofsordnung verstößt oder die Anordnungen der Friedhofsverwaltung nicht befolgt. Für Schäden und Verunreinigungen an Wegen und Anlagen hat der Verursacher aufzukommen.

Die Gewerbetreibenden dürfen auf dem Friedhof keinerlei Abraum lagern. Bei allen Arbeiten ist auf eventuelle Bestattungsfeierlichkeiten Rücksicht zu nehmen.

III. Einteilung der Grabstätten

§ 9

1) Die Gemeinde teilt die Grabstätten zu und besorgt die Eintragung in das Gräberbuch. Das Öffnen der Gräber wird ausschließlich von der Gemeinde besorgt. Die Tiefe der Gräber hat bis zur Grabsohle bei Normalgräbern 1,80 m, bei Tieferlegung 2,2 m zu betragen.

2) Die Grabstätten werden eingeteilt in:

a) Doppelgräber (Familiengräber)

b) Einzelgräber

c) Urnengräber

§ 10

1) Die Doppel- und Einzelgräber sollen nach deren Anordnung gemäß Friedhofsplan belegt werden.

Es besteht kein Anspruch auf Auswahl oder Reservierung einer bestimmten Grabstätte.

Im Streitfalle entscheidet der Bürgermeister.

2)
Doppelgräber sind Grabstätten, die zwei bis vier Grabplätze vereinigen.

3)
Urnengräber sind die zur Beisetzung von Urnen mit Asche Verstorbener vorgesehener Grabplätze. Sie können für die Aufnahme von ein bis vier Urnen bestimmt werden. Urnen dürfen ausschließlich in den dafür vorgesehenen Grabstätten beigesetzt werden. Ausnahmen bilden Beisetzungen von Urnen in bereits bestehenden Doppelgräbern.

§ 11
Die Grabstätten haben folgende Ausmaße aufzuweisen:

Einzelgräber:

Länge

2,00 m

Breite

0,90 m

Das Ausmaß der Einfriedung muss in der Breite 0,90 m und in der Tiefe 1 m (Außenmaß, einschließlich Sockel) betragen.

Doppelgräber:

Länge 
2,00 m

Breite

1,80 m

Das Ausmaß der Einfriedung muss in der Breite 1,80 m und in der Tiefe 1  m (Außenmaß, einschließlich Sockel) betragen.

Zwischen den Grabstätten bleibt ein Zwischenraum von 0,30 m.

Urnengräber:

Länge

0,55 m

Breite

0,55 m

Tiefe

0,70 m

Vor Urnengräbern darf eine Einfriedung nicht angebracht werden.

Diese oben angeführten Ausmaße gelten für den gesamten Friedhof.
IV. Benützungsrechte an Grabstätten

§ 12

1)
Das Benützungsrecht an Grabstätten kann durch Zahlung der hiefür vorgesehenen Gebühren erworben werden.

2)
Das Benützungsrecht an einer Grabstätte umfasst das Recht:

a) in der Grabstätte die zulässige Anzahl von Leichen beisetzen zu lassen.

b) die Grabstätte gärtnerisch auszuschmücken

c) mit Bewilligung der Gemeinde (Friedhofsverwaltung) ein Grabmal aufzustellen (siehe § 17)

3)
Die Zuweisung einer Grabstätte erfolgt durch den Friedhofsplan der Gemeinde.

4)
In den Gräbern können der Erwerber des Benützungsrechtes und seine Angehörigen bestattet werden.


Als Angehörige gelten:

a) Ehegatten

b) Verwandte in auf- und absteigender Linie; angenommene Kinder und Geschwister

c) Ehegatten der unter Pkt. 4b) genannten Personen

d) Lebensgefährten

Ausnahmen kann bei Vorliegen triftiger Gründe der Bürgermeister bewilligen.

§ 13

Alle Gräber werden für die Dauer von 15 Jahren vergeben.

§ 14

1)  Die in § 13 festgesetzte Benützungsfrist kann, solange ausreichend freie Grabplätze


vorhanden sind, gegen Bezahlung der entsprechenden Gebühren verlängert werden.

2)
Zur Verlängerung bedarf es eines Antrages des Nutzungsberechtigten.

3)
Der Ablauf des Nutzungsrechtes ist von der Gemeinde mindestens ein Jahr vor Ablauf der Frist durch eine schriftliche Mitteilung an den Nutzungsberechtigten bekannt zu geben.


Sind Nutzungsberechtigte unbekannten Aufenthaltes, genügt an Stelle der persönlichen Benachrichtigung die dreimonatige öffentliche Kundmachung an der Gemeindetafel.

§ 15

1)
Das Benützungsrecht an einer Grabstätte ist unveräußerlich.

2)
Nach dem Tod des Benützungsberechtigten geht das Benützungsrecht auf den Erben über.

3)
Sind mehrere Personen erbberechtigt, so haben diese einvernehmlich einen Nutzungsberechtigten zu benennen.


Kommt eine solche Einigung nicht zustande, so tritt in das Benützungsrecht der dem Grabe nach nächste Verwandte ein, bei gleichnahen Verwandten gebührt der Vorrang dem höheren Alter.

§ 16

Das Benützungsrecht an einer Grabstätte erlischt:

1)
Durch Ablauf des Zeitraumes für den eine Benützungsgebühr entrichtet wurde.

2)
Bei Verzicht, soweit kein nach § 15 Eintrittsberechtigter innerhalb von zwei Monaten einen Anspruch geltend macht.

3)
Wenn der Benützungsberechtigte trotz erfolgter Mahnung die Grabgebühren nicht entrichtet.

4)
Bei Auflassung des Friedhofes.

Nach Erlöschen des Benützungsrechtes kann die Gemeinde (Friedhofsverwaltung) unter Einhaltung der gesetzlichen Ruhefristen über die Grabstätte frei verfügen.
V. Ausgestaltung und Erhaltung der Grabstätten

§ 17

1)
Setzungen und Schäden im Zuge der Graböffnung und -schließung am Nachbargrab sind nach der Schließung des Grabes umgehend zu beheben. Für nachfolgende Setzungen ist der jeweilige Grabinhaber verantwortlich.


2) Die gärtnerische Gesamtanlage und die Wahrung des Friedhofbildes obliegen der 


Friedhofsverwaltung.

3)
Im gesamten Friedhofsbereich dürfen nur Grabsteine oder schmiedeiserne Grabkreuze oder schmiedeiserne Grabmäler aufgestellt werden.

4)
Auf der gesamten Friedhofsanlage ist ausnahmslos untersagt:


- das Anbringen von Grabeinfassungen, Grabmälern oder Grabsteinen aus Beton oder Marmor


- in Zement aufgetragener, ornamentaler oder figürlicher Schmuck (Stuckaturen)


- Ölfarbanstriche auf Steingrabmäler


- Inschriften, die der Weihe des Ortes nicht entsprechen

5)
Für die Einfriedungen gelten folgende Maße:

a) Die Sockelhöhe ist mit 0,50 m festgelegt.

b) Die Sockelstärke ist mit 0,20 m festgelegt.

c) Die Sockelbreite ist beim Einzelgrab mit 0,90 m festgelegt.

d) Die Sockelbreite ist beim Doppelgrab mit 1,80 m festgelegt.

6)  Bei Beanspruchung eines Urnengrabes dürfen nur die von der Gemeinde bereitgestellten Urnendeckplatten verwendet werden. Die Beschriftung darf nur auf diesen Abdeckplatten angebracht werden. Die Kosten für die Urnendeckplatten hat der Benützungsberechtigte zu tragen.

7)
Die Grabkreuze bzw. Grabmäler müssen zentrisch auf dem Sockel aufgebaut werden und dürfen ab Oberkante Sockel 1,7 m in der Höhe nicht überschreiten.

§ 18
1)
Alle Grabstätten sind spätestens sechs Monate nach erfolgter Beisetzung in einer der Würde des Friedhofes entsprechenden Weise gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Jede Grabstätte ist innerhalb eines Jahres mit einem Grabkreuz bzw. Grabmal zu versehen.

2)
Das Anpflanzen von winterharten Sträuchern bedarf einer Bewilligung der Friedhofsverwaltung.

3) 
Nach dem Erlöschen der Nutzungsfrist ist die Grabstätte binnen zwei Monaten zu räumen. Gepflanzte Sträucher gehen nach dem Ablauf der Räumungsfrist, Grabmäler und Einfriedungen ein Jahr nach Ablauf der Räumungsfrist in das Eigentum der Gemeinde über.

§ 19

1)
Die Grabmäler sind dauerhaft zu erstellen.

2)
Dem Antrag auf Bewilligung zur Errichtung oder Änderung eines Grabmales oder einer Einfriedung sind eine maßstabgetreue Zeichnung, Fotos oder Prospekte und eine Beschreibung, der alle Angaben über Form, Material, Farbe und Ausmaß zu entnehmen sind, als Beilagen anzuschließen.

3)
Vor Aufstellung ist das bewilligte Grabmal der Friedhofsverwaltung vorzuzeigen. Entspricht es den Bewilligungsbedingungen nicht, so ist seine Aufstellung nicht zulässig.

4)
Werden Gräber oder Einfriedungen ohne Bewilligung errichtet oder geändert, hat der Nutzungsberechtigte – bei vorhergehender Verständigung seitens der Gemeinde binnen einem Monat die nicht genehmigten Gräber bzw. Einfriedungen zu entfernen.


Kommt der Nutzungsberechtigte dieser Verpflichtung nicht nach, werden diese Gräber und Einfriedungen durch die Friedhofsverwaltung entfernt. Hierbei sind 
§ 46 der Tiroler Bauordnung 2001, i.d.F. 60/2005 sinngemäß anzuwenden.

5) 
In derselben Weise ist mit Grabdenkmälern, die umzustürzen drohen, mit verrosteten Grabkreuzen und vernachlässigten Grabdenkmälern zu verfahren.

6)
Bei Gefahr in Verzug entfällt die Verständigungspflicht.

§ 20

1)
Die Bepflanzung der Grabstätten darf nur innerhalb der Einfriedung (Grabumrandung) erfolgen. Benachbarte Gräber dürfen dadurch nicht beeinträchtigt werden.

2)
Für die Aufstellung (Aufbewahrung) von Blumenschmuck dürfen nur der Würde des Platzes entsprechende Gefäße Verwendung finden.

3)
Verwelkte Blumen und Kränze sind zu entfernen und auf dem Abfallplatz abzulegen.

4)
Verunreinigungen und Beschädigungen von Wegen und benachbarten Grabstätten, welche bei der Durchführung von Arbeiten, insbesondere beim Ausheben eines Grabes entstehen, sind vom Grabinhaber sofort zu beseitigen bzw. auszubessern.

5)
Stark wuchernde Pflanzen können von der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

VI. Sanitätspolizeiliche Vorschriften und Bestattungsvorschriften

§ 21

Die Beerdigung darf nicht vor der Totenbeschau und in der Regel nicht vor Ablauf von 

48 Stunden nach dem Eintritt des Todes vorgenommen werden, wenn nicht aus sanitätspolizeilichen Gründen oder auf Grund einer gerichtlichen Anordnung eine Beschleunigung oder Verzögerung der Beerdigung notwendig ist.

§ 22

Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung beträgt 15 Jahre. Dies gilt auch für die Asche 

Verstorbener in Urnen.

§ 23

Die Tiefe der Gräber hat bis zur Grabsohle 1,80 m zu betragen; bei Tieferlegungen 

mindestens 2,20 m.

§ 24

Exhumierungen bedürfen der Bewilligung durch die Bezirkshauptmannschaft.

VII. Leichenhalle

§ 25

1)
Der Aufbahrungsraum ist zur Unterbringung aller im Gemeindegebiet Verstorbener bis zur Bestattung bestimmt. Eine Hausaufbahrung ist auf Wunsch der Angehörigen möglich.

2)
Die Aufbahrung erfolgt im verschlossenen Sarg. Dieser darf nur mit Bewilligung des Sprengelarztes geöffnet werden.

§ 26

1)
Das Verbringen der Leichen in die Leichenhalle darf nur nach vorheriger Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung vorgenommen werden. Im Aufbahrungsraum sind die Särge würdig aufzubahren.

2)
Der Aufbahrungsraum ist zu den jeweils durch Anschlag bekannt gegebenen Zeiten zugänglich.
3)
Die Namen der jeweils in der Leichenhalle befindlichen Leichen sind unter Angabe der Zeit der Bestattung an einer für jedermann zugänglichen Tafel anzuschlagen.

VIII. Strafbestimmungen

§ 27

1)
Soweit Übertretungen dieser Friedhofsordnung Missachtungen der ortspolizei-lichen Ordnungsvorschriften sind, werden sie vom Bürgermeister nach § 18 Abs. 2 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, i.d.F. LGBl. 90/2005  mit Geldstrafen bis zu € 1820,-- geahndet.

2)
Im übrigen gelten Übertretungen dieser Friedhofsordnung als Verwaltungs-übertretungen gemäß § 50 des Gemeindesanitätsdienstgesetes 1952, i.d.F., LGBl. 83/2003 und werden nach den dort festgelegten Strafsätzen geahndet.

IX. Schlussbestimmungen

§ 28

Die Gebühren für die Benützung des Friedhofes und die Inanspruchnahme der Friedhofseinrichtungen sind in der Friedhofsgebührenordnung festgelegt.

§ 29

Diese Friedhofsordnung tritt mit 01.01.2007 in Kraft, gleichzeitig treten bisherige 

Friedhofsordnungen außer Kraft.

Friedhofsordnung in der derzeit geltenden Fassung.

g.g.g.

Der Schriftführer
Die Gemeinderäte

Der Bürgermeister
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